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Inhalt: Lohnvorſchüſſe behandelt; es iſt dies die Sicherung der Einbringlichkeit 

Ueber die Formen der Lohnvorſchußzahlung in der Eiſenin dustrie. des angewieſenen Betrages. Es wird auch diesbezüglich in der erwähnten 
Von Dr. Moriz Caſpaar. (Schluß.) Dienſtordnung Vorſorge getroffen; § 38, Alineg 2 rückſichtlich der zuläſſigen 
Mittheilungen aus der Praxis: Lohnabzüge lautet: „2. Lohnvorſchüſſe in Baargeld, Anweiſungen oder 


Behördlicher Widerruf der Bewilligung zur Haltung einer Hausapotheke auf Materialien.“ Nachdem die Lieſeranten die Creditgeber ſind, ſo wird 
ni Ern ant eder ige 15 Ie der geſetzlichen Vorausſetzungen für zweifelsohne der Lohnvorſchuß, beziehungsweiſe die Abſchlagszahlung von 

i Se ee ee ieferanten geleiſtet und dieſe ſind es, welche das hiefür nöthi 
Nichtzutreffen 55 Die Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete begründenden Mo⸗ an 171 I ee en 17 er Ba 5 un nn 
mentes der Beſcholtenheit bei Vorliegen ſtrafbarer Handlungen eines Kindes p ni gen 9 „ 


unter 10 Jahren. ein Fall zu verzeichnen, daß Lieferanten dieſen Eredit in Folge der 
Auf Grund der wenngleich in Rechtskraft erwachſenen Decernate der autonomen Geldverlegenheiten der Firma auf Monate und Jahre ausgedehnt 
Organe kann die gerichtliche Execution nicht bewilligt werden. haben, wobei allerdings die Lieferanten genöthigt waren, ſich in den 


Die Trennbarkei r Civi i i i it einer Jüdin iſt 5 0 g 
nach den Beftmmungen des ö 115 u b. When dc ole Woarenpreifen den Zinfenentgang zu verschaffen. Solche Fülle, die zwar 
Jüdin kann daher wegen Ehebruches des Gatten die Trennung verlangen, für unſere Darlegung ein Beiſpiel bieten, ſind jedoch nur ausnahms⸗ 
doch muß der Ehebruch durch ſtrafgerichtliches Urtheil erwieſen ſein. weiſe (der beſprochene Fall endete mit dem Concurſe der Firma) und 

Geſetze und Verordnungen. unter den nöthigen Vorſichten, und bei Einleitung genügender Con- 

Perſonalien. currenz unter den Lieferanten iſt es nicht anzunehmen, daß die Arbeiter 

Erledigungen. im Einkaufe durch das Anweiſungsſyſtem verkürzt werden. So lange die 

— gegenwärtigen Zahlungstermine nicht abgekürzt werden, erſcheint das 

8 a ’ Anweiſungsſyſtem nothwendig und iſt auch zur Hintanhaltung von 

Ueber die Formen der Tohnvorſchußzahlung in der Schwierigkeiten dem Syſtem der Werksanſtalten und dem damit ver⸗ 


Fifenin rie. bundenen Markenverkehre, insbeſondere aber der gewöhnlichen Borg⸗ 
Ei du wirthſchaft vorzuziehen. Die Zahlungstermine find althergebracht; fi 
Von Dr. Moriz Caſpaar. hängen, wie bemerkt, mit der Rechnung der Accordlöhne zuſammen und 


(Schluß. dürften übrigens nebſt dem auf 14 Tage geſtellten Kündigungstermine 
a auch zur größeren Stabilität des Perſonales beitragen. 

Es wäre nun noch die rechtliche Natur der beſprochenen An— Ueber die Zuläſſigkeit der hier beſprochenen Einrichtung iſt Folgendes 
weiſungen zu erörtern. Wir möchten die letzteren bezeichnen als Auf- zu bemerken. Nach den öſterreichiſchen Geſetzen, beziehungsweiſe Verord— 
trag zur Creditgewährung unter Haftung des Auftrag- nungen läßt ſich der beſprochene Vorgang nicht anfechten, da wir es hier 
gebers, hier der ausſtellenden Unternehmung. Creditgeber iſt der mit keiner der in der Gewerbeordnung oder dem Erlaſſe des k. k. Finanz⸗ 
Lieferant, Creditnehmer der Arbeiter, den Auftrag vertritt die Anweiſung, miniſteriums erwähnten Form (ſiehe cit. Aufſatz in Nr. 2 d. J.) zu thun 
mit welcher der Lieferant verſtändigt wird, er könne dem N. N. um haben. Allerdings paßt hierher genau der in der Entſcheidung des 
x fl. Waaren ausfolgen. Eine Garantie der Gewerkſchaft iſt allerdings deutſchen Reichsgerichtes vorgeſehene und in dem mehrerwähnten Auf⸗ 
nicht formell ausgeſprochen, wie ſich überhaupt der ganze Vorgang ſatze angeführte Fall; wir möchten uns aber dieſer Entſcheidung nicht 
gewohnheitsmäßig herausgebildet hat; es dürfte aber keinem Zweifel anſchließen, falls dem Arbeiter das Nehmen von Anweiſungen ſreiſteht, 
unterliegen, daß eine Haftung der Unternehmung für die Einbringung und iſt dieſe Auffaſſung auch nach der Textirung des § 115 der 
des angewieſenen Betrages vorliegt. Die Unternehmung bringt dem deutſchen Gewerbeordnung, der hier maßgebend iſt, berechtigt. Sollte 
Arbeiter in der Lohnrechnung den angewieſenen Betrag in Abzug ein Zwang zur Annahme von Anweiſungen an beſtimmte Kaufleute 
und führt denſelben dem Creditgeber ab. Würde aus einem Verſehen vorliegen, dann wäre ein ſolche ſtrenge Beſtimmung allerdings zu 
ſeines Auſſichtsperſonales in der Anweiſung der Verdienſt des Arbeiters billigen. 
überſchritten, oder tritt der Fall ein, daß der Arbeiter nach Erhalt Die deutſche Induſtrie hat überdies, unſeres Wiſſens, theilweiſe 
der erſten Anweiſung, bevor er den angewieſenen Betrag verdient hat, kürzere Auslöhnungstermine, daher ſolche Vorkehrungen, wie wir fi 
den Dienſt ohne Kündigung verläßt, ſo müßte die Haftung der Unter- beſprochen, weniger nothwendig erſcheinen. 
nehmung eintreten. Kündet der Arbeiter rechtzeitig, d. h. 14 Tage vor Das Anweiſungsſyſtem dürfte in unſerer Induſtrie ſich noch lange 
Austritt, jo wird bei Ausſtellung der Anweiſungen ſelbſtverſtändlich behaupten, da ſich auch von dem Standpunkte einer modernen Arbeits- 
darauf Rückſicht genommen. Es unterliegt daher auch die Unternehmung, geſetzgebung nichts dagegen einwenden läßt; bei genügender Concurrenz 
don ausnahmsweiſen Fällen einer Erkrankung eines Arbeiters oder der Ent⸗ der im Anweiſungsverkehre ſtehenden Lieferanten, beſonders wenn darunter 
weichung ohne Kündigung abgeſehen, bei richtiger Function ihres Control- Arbeiter⸗Conſumvereine find, werden die Detailpreiſe nicht leicht zu 
apparates keinem Riſico. Die ausgegebenen Anweiſungen werden als hoch zu halten ſein und wird insbeſondere jenes Mißtrauen vermieden, 


dem heute Werksanſtalten bei einem Theile der Arbeiter ausgeſetzt find, 
Eine Aenderung der Zahlungstermine wird nicht blos der Induſtrie 
einige Schwierigkeiten bereiten, ſie würde auch vielen Arbeiterfamilien nicht 
zum Heile gereichen, da das Baargeld nur zu häufig nicht zur Ver— 
ſorgung der Familien verwendet wird. 

Ein intelligenter nüchterner Arbeiterſtand macht gewiß eine derartige 
Vormundſchaft überflüſſig, ſowie es ja auch heute viele Arbeiter gibt, 
die von Vorſchüſſen und Anweiſungen keinen Gebrauch machen; ein zu 
raſcher Uebergang zum vollen Baarſyſtem mit kurzen Löhnungsterminen 
dürfte aber doch für viele nicht zum Vortheile ausſchlagen. Es iſt 
daher nur zu wünſchen, daß die Geſetzgebung ſolche Gepflogenheiten, 
die heute noch volle Berechtigung beſitzen, richtig würdigt und ſich nicht 
von der Meinung leiten laſſe, daß dieſelben nur zum Vortheile der 
Unternehmungen beſtehen. ö 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Behördlicher Widerruf der Bewilligung zur Haltung einer Haus⸗ 
apotheke auf Grund ſpäterer Darlegung des Mangels der geſetzlichen 
Vorausfetzungen für die Ertheilung einer ſolchen Bewilligung. 

Der Apotheker Eduard U. iu L. richtete unter dem 26. Juni 1883 
eine Eingabe an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in L., in welcher er 
unter Hinweis auf den Umſtand, daß der Ort T. keine Wegſtunde von 
L., dem Sitze einer öffentlichen Apotheke, entfernt ſei, das Anſuchen 
ſtellt, dem in T. prakticirenden Arzte Johann K. die Führung der 
Hausapotheke zu unterſagen. 

Nachdem die k. k. Bezirkshauptmannſchaft L. ſichergeftell! hatte, 
daß die Entfernung beider Orte weniger als eine Meile betrage, unter- 
ſagte ſie dem Wundarzte K die Führung der Hausapotheke unter Hinweis 
auf das Hofkanzleideeret vom 3. November 1808, 3. 16.135, und 
mit Beziehung auf das Erkenntniß des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
vom 3. November 1881, 3. 1644. 

Dem dawider ergriffenen Recurſe des Wundarztes K. hat die 
Statthalterei mit Entſcheidung vom 19. März 1884, 3. 3157, Folge 


gegeben, beziehungsweiſe die bezirkshauptmannſchaſtliche Entſcheidung 
behoben, „weil es ſich nicht um eine Neuerrichtung, ſondern um den 


Fortbeſtand einer, von der Behörde vor mehr als 10 Jahren zuge— 
ſprochenen Apotheke handle und die bezügliche Verfügung dieſer Behörde 
längſt in Rechtskraft erwachſen ſei.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat in Folge Recurſes des 
Apothekers U. am 9. Juli 1884, sub 3. 8824, die nachfolgende 
Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe des Apothekers Eduard U. 
in L. Folge zu geben, beziehungsweiſe unter Behebung der angeſochtenen 
Entſcheidung der Statthalterei jene der Bezirkshauptmannſchaft in L. 
wieder in Kraft zu ſetzen, nachdem erhobenermaßen die Entfernung des 
Ortes T. von der öffentlichen Apotheke in L. nicht jenes Ausmaß 
erreicht, welches nach den beſtehenden Verordnungen erforderlich iſt, um 
die Bewilligung zur Haltung einer Hausapotheke geſetzlich zu ermöglichen; 
nachdem ferner die Begründung der Statthalterei-Entſcheidung, es ſei die 
die Führung einer Hausapotheke geſtattende Verfügung der competenten 
politiſchen Behörde in Rechtskraft erwachſen, nicht zutreffeud erſcheint, 
da eine unter Außerachtlaſſung geſetzlicher Vorſchriften erfloſſene Ent⸗ 
ſcheidung nie in Rechtskraft erwachſen kann, vielmehr jederzeit eine Zurück- 
führung der Angelegenheit auf den geſetzlichen Stand zuläſſig iſt; nachdem 
endlich ſelbſt aus einer geſetzlich begründeten Bewilligung zur Führung einer 
Hausapotheke dem Betreffenden nie ein unwiderrufliches Recht, ſondern 
lediglich ein aus öffentlichen Rückſichten zeitlich eingeräumtes Beſugniß 
erwächſt, welches ſofort erliſcht, wenn eine öffentliche Apotheke in oder 
nächſt dem Wohnorte desſelben entſteht.“ J. 


Nichtzutreffen des die Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete 
begründenden Momentes der Beſcholtenheit bei Vorliegen ſtraf⸗ 
barer Handlungen eines Kindes unter 10 Jahren. 

Die nach T. zuſtändige Eliſabeth S. hält ſich bereits 14 Jahre 
unbeanſtändet in Sch. auf und beſitzt vier uneheliche Kinder, von denen 
das älteſte, der Yährige Knabe Anton, Schüler der dritten Claſſe, 
mißrathen iſt, da er ſtahl und an Mädchen Unzuchtsverſuche unternahm. 

Ueber Einſchreiten der Schulbehörden, welche mit dieſem Jungen 


34 


nichts mehr anzufangen wußten, hatte die Stadtgemeindevertretung in 
Sch. in der Sitzung vom 23. Jänner 1884 beſchloſſen, die Eliſabeth S. 
mit ihrem Knaben Anton S. wegen wiederholten Diebſtahles des 
Letzteren aus dem Grenzgebiete auszuweiſen. 

In dem rechtzeitig bei der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachten 
Recurſe machte Eliſabeth S. geltend, daß ſie weder der öffentlichen 
Mildthätigkeit zur Laſt falle, noch einen ſchlechten Leumund beſitze, 
ihren jungen, ungerathenen Sohn häuslich gezüchtigt habe und wo 
anders ſchwer Arbeit finden werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in Sch. hat unterm 11. Februar 1884 
ad 3. 825 dem Recurſe Folge gegeben und das Ausweiſungserkenntniß 
als nicht begründet aufgehoben, da für die Ausweiſung der Eliſabeth S. 
ein Grund im Sinne des § 9 der Gemeindeordnung nicht vorliegt und 
hinſichtlich des erſt 9 Jahre alten Kindes es im Wirkungskreiſe der 
Schulleitung liegt, eventuell gemäß der 88 15 und 24 der Schul- und 
Unterrichtsordnung vorzugehen. 

Ueber von der Stadtgemeinde Sch. ergriffenen Recurs hat die 
Statthalterei unterm 15. April 1884, 8. 2566, die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung aufgehoben und auf die Ausweiſung der 
Eliſabeth S. erkannt, weil die Bedingungen des § 9 der Gemeindeordnung 
jedenfalls inſoferne gegeben ſind, als das Kind Anton beſcholten iſt. 

Das k. k. Miniſterium des Inneru hat unterm 7. October 1884, 
3 15.279, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe der Eliſabeth S Folge 
zu geben, die angefochtene Statthalterei-Entſcheidung aufzuheben und die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 11. Februar 1884, 


3. 825, wiederherzuſtellen, da bei dem gjährigen Knaben Anton S., 
deſſen unrechte Handlungen lediglich der häuslichen Züchtigung über- 


laſſen bleiben, von einem beſcholtenen Lebenswandel im Sinne des 
$ 9 der n. ö. Gemeindeordnung nicht die Rede fein kann, ſomit aber 
auch der Grund zur Ausweiſung feiner Mutter entfällt, übrigens durch 
die bereits getroffenen Einleitungen zur Abgabe des genannten Knaben 
in eine Beſſerungsanſtalt für jugendliche Corrigenden vorausſichtlich die 
von der Stadtgemeinde Sch. gewünſchte Entfernung desſelben aus dem 
Gemeindegebiete erfolgen wird.“ Em 


Auf Grund der wenngleich in Rechtskraft erwachſenen Decernate 
der autonomen Organe kann die gerichtliche Execution nicht 
bewilligt werden. 


Durch die vom Landesausſchuſſe des Königreiches Böhmen 
mittelſt Decretes vom 2. Mai 1877, Z. 8699, beſtätigte Entſcheidung 
der B.’er Bezirksvertretung wurden die Auſprüche der Grundbeſitzer, 
ferner zweier Chalupner und zweier Gärtler der Gemeinde T. auf das 
für den im Jahre 1852 abverkauſten Gemeindewald P., Parcelle 
Nr. 552, gelöste Kaufgeld per 1760 fl. C. M., wie auch die bezüglich 
derſelben ſtattgeſundene Vertheilung unter die gedachten Anſprecher als 
ungiltig erklärt und dieſelben ſchuldig erkannt, der Gemeinde T. das 


ihr gehörige Capital per 1760 fl. C. M. ſammt 5% Intereſſen zu 
erſetzen. 


Nachdem dieſe Entſcheidung in Rechtskraft erwachſen war, 
fällte dieſelbe Bezirksvertretung die Specialeutſcheidungen bezüglich des 
einen jeden der oberwähnten Beſitzer treffenden ziffermäßigen Erſatz⸗ 
antheiles des beſagten Capitales und wurde insbeſondere der Grundbeſitzer 
J. K. ſchuldig erkannt, der Gemeindecaſſe von T. den Betrag per 
200 fl. C. M., 210 fl. ö. W., welchen er im Jahre 1853 aus 
dem gedachten Capitale für feine Perſon entnahm, ſammt den für 
die Zeit vom Jahre 1853 bis zum 31. December 1878 entfallenden 
5% Intereſſen per 273 fl. ö. W., zuſammen daher 483 fl. 6. W. 
ſammt 5% Zinſen vom 1. Jänner 1879 an laufend zurückzuzahlen. 
Dieſe Specialentſcheidung wurde dem genannten Grundbeſitzer am 
2. Jänner 1880 zugeſtellt und erwuchs zufolge Unterlaſſung der 
Beſchwerde gleichfalls in Rechtskraft, worauf über Erſuchen der Bezirks⸗ 
vertretung Herr Dr. N. mittelſt Erlaſſes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
zu P. zum Curator der genannten Gemeindecaſſe beſtellt und beauftragt 
wurde, die Erſatzſumme per 1760 fl. C. M. ſ. N. G. von den Schuldnern 
beizutreiben. 

Dr. N. ſchritt nun auf Grund der obgedachten beiden Decernate 
bei dem k. k. Bezirksgerichte zu P. um die Eintragung des executiven 
Pfandrechtes für die Theilforderung der Gemeinde T. zuſammen per 
483 fl. ö. W. ſammt 5% Intereſſen für drei Jahre vom Tage des 
Einſchreitens an zurückgerechnet ob der dem Schuldner J. K. gehörigen 


Grundwirthſchaft C. Nr. 19 zu T. ein, welchem Einſchreiten die erfte 
Inſtanz vollinhaltlich ſtattgab. 

Ueber Recurs des J. K. hat jedoch das k. k. Oberlandesgericht 
zu P. laut des Erlaſſes vom 6. Februar 1884, Z. 4078, das 
Einſchreiten des erwähnten Curators zurückgewieſen, weil die dem 
Geſuche beigelegten Urkunden als blos von autonomen Organen her— 
rührend nicht zu den vom Geſetze mit der Kraft sofortiger gerichtlicher 
Vollſtreckbarkeit ausgeſtatteten Urkunden gehören, und der k. k. oberſte 
Gerichtshof hat mittelſt Decretes vom 27. März 1884, 3 3441, 
dieſe Entſcheidung des Obergerichtes in der Erwägung beſtätigt, daß 
den Decernaten der autonomen Organe durch kein Geſetz die executive 
Vollſtreckbarkeit in jener Weiſe eingeräumt iſt, wie den Urtheilen der 
Gerichte, daher auf Grund derſelben nicht ſofort die gerichtliche Execution 
bewilligt werden kann. 


Die Trennbarkeit der Civilehe eines confeſſtonsloſen Gatten mit 
einer Jüdin iſt nach den Beſtimmungen des § 145 a. b. G. B. 
due ee e Bay been wegen Ehebruches des 

ſtrafgerſchtliches urtheil a ein u 

Die der iſraelitiſchen Religion angehörige A., welche ſich mit dem 
confeſſionsloſen B. vor dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wen am 30. März 1878 verehelicht hatte, verlangte mit 
der Klage de p aes. 30. December 1879, Z. 91.335, die Ehetrennung 
nach 8 115 a. b. G. B. wegen eines am 9. December und 15. De⸗ 
cember 1879 begangenen Ehebruches ihres Gatten, alſo aus Verſchulden 
des Letzteren. 

Das k. k. Landesgericht in Wien hat über das 
decrete vom 23. Auguſt 1819, 
Verfahren und die Durchführung der mit Beſcheid vom 20. Jänner 
1880, 3. 91.335, zugelaſſenen Beweiſe mit Urtheil vom 24 Februar 
1880, 3. 11.574, nach dem Klagebegehren erkannt, und zwar u. A. 
aus folgenden Gründen: 

J. Die Anwendbarkeit des von der Ehetrennungswerberin ange— 
rufenen § 115 a. b. G. B. auf die vorliegende von der iſraelitiſchen 
Klägerin mit dem confeſſionsloſen Geklagten vor dem Wiener Magiſtrate 
geſchloſſenen Civilehe iſt evident, weil ſowohl aus dem Wortlaute als 
aus dem Geiſte des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, 
zu entnehmen iſt, daß die Beſtimmungen desſelben über die Trennbarkeit 
der Ehen nicht blos in jenen Fällen, wo beide Ehegatten confeſſionslos 
ſind, ſondern auch dann in Anwendung zu kommen haben, wenn eine 
confeſſionsloſe Perſon mit einem Angehörigen einer geſetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft die Ehe geſchloſſen hat, und weil die 
zwiſchen einer Jüdin und einem Confeſſionsloſen geſchloſſene Ehe für 
beide Theile, für Erſtere nach § 133 a. b. G. B., für Letzteren, welcher 
nach 8 2 des Geſetzes vom 9. April 1870 den nichtkatholiſchen chriſtlichen 
Religiousverwandten gleichzuhalten iſt, gemäß § 115 a. b G. B. 
trennbar, weil endlich die von der Jüdin mit dem Confeſſionsloſen blos 
vor der politiſchen Behörde geſchloſſene Ehe nicht eine Judenehe im 
Sinne der 58 129 und 133 a. b. G. B., weil nicht mit den Erforder⸗ 
niſſen der SS 126 und 127 a. b. G. B. geſchloſſen, iſt. II. Die 
zweite vorliegende Rechtsfrage iſt die Streitfrage, ob der Ehetrennungs— 
grund des Ehebruches nach § 115 a. b. G. B. zu feiner Geltend- 
machung ein ſtrafgerichtliches Urtheil vorausſetze. Weil § 115 anders 
lautet als § 109 (im $ 115: „Wenn der Ehegatte ſich eines Ehe⸗ 
bruches ... ſchuldig gemacht hat“; im $ 109: „Wenn der Geklagte 
eines Ehebruches .. . ſchuldig erklärt worden iſt“), iſt ein voraus— 
gehendes ſtrafgerichtliches Schulderkenntniß wegen Ehebruches nicht 
erforderlich. 

Ueber Appellation des Geklagten und des Vertheidigers des Ehe- 
bandes hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 16. Juni 
1880, Z. 9742, das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und das Klage⸗ 
begehren abgewieſen. — Die Gründe ſind folgende: 

Als B. am 30. März 1878 die A. heiratete, war Erſterer 
confeſſionslos und Letztere Jüdin, und dieſe Religionsverhältniſſe beſtehen 
auch jetzt noch. Während dieſe beiden Ehegatten gemeinſam am 17. Octo⸗ 


nach dem Hof— 


ber 1878, 8. 76.417, bei dem k. k. Landesgerichte Wen um die 


Ae dieſer Ehe aus dem Rechtsgrunde einer unüberwindlichen 
Abneigung eingeſchritten ſind und mit dem Urtheile vom 21. Jänner 
1879, 3. 4410, nach Weiſung des § 115 a. b. G. B. vorläufig, 
und zwar zunächſt auf ein Jahr, von Tiſch und Bett geſchieden wurden, 
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J. G. S. Nr. 1595, durchgeführte 


hat die Ehefrau A. am 17. December 1879 die jetzige Klage gegen 
ihren Mann auf Trennung der Ehe wegen von dieſem am 9. und 
15. December 1879 begangenen Ehebruches angebracht und nach deren 
Zurückweiſung wegen eines formellen Mangels am 30. December 1879 
verbeſſert wieder überreicht. Es drängt ſich nun zunächſt die Rechtsfrage 
auf: Iſt die A. als Jüdin berechtigt, wegen eines Ehebruches des 
Mannes dieſen auf Trennung der Ehe zu klagen? Dieſe Frage muß 
vom Geſichtspunkte der in Oeſterreich derzeit giltigen Geſetze verneint 
werden. Der § 123 a. b. G. B. beſtimmt nämlich, daß bei der Juden— 
ſchaft, mit Rückſicht auf ihr Religionsverhältniß, die dann nachfolgend 
angeführten Abweichungen von dem im zweiten Hauptſtücke des erſten 
Theiles des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches allgemein beſtehenden 
Eherechte ſtatthaben. Während dann in den nachfolgend behandelten 
Abweichungen es im § 132 hinſichtlich der Scheidung von Tiſch und 
Bett ausdrücklich heißt, daß auch rückſichtlich der jüdiſchen Ehegatten 
die allgemeinen Vorſchriften (SS 104 bis 110) gelten, und das Geſetz 
vom 31. December 1868, R. G. Bl. Nr. 3 vom Jahre 1869, bei 
ſeiner Allgemeinheit die Verpflichtung, den Entſchluß zur Scheidung dem 
ordentlichen Seelſorger zu eröffnen, ausdrücklich auch für den § 132 
a. b. G. B. über die Ehen der Juden aufhebt, iſt in den SS 133 
bis 135 a. b. G. B. die Trennung der Ehe für die Juden abweichend 
von den Vorſchriften des allgemein beſtehenden Eherechtes geordnet. Iſt 
ſchon der 8 115 a. b. G. B., als laut ſeines Einganges blos für 
nicht katholiſche chriſtliche Religionsverwandte gegeben, nicht als zum 
„allgemein beſtehenden Eherechte“ des S 123 a. b. G. B. gehörig 
anzuſehen, und ſind daher die Beſtimmungen der Ss 133 bis 135 
a. b. G. B. keine Zuſätze über die Trennbarkeit der Ehe für die 
Juden zum allgemein gegebenen Eherechte, ſo ſind für die Juden über 
die Trennbarkeit ihrer Ehen einzig und allein die 88 133 bis 135 
maßgebend und dieſelbe iſt einzig und allein nach dieſen Paragraphen 
zu beurtheilen. Nun räumt aber der $ 135 a. b. G. B. wegen eines 
Ehebruches, der als Grund zur Scheidung von Tiſch und Bett nach 
dem allgemeinen Eherechte ($ 109) auch für die Juden volle Wirkung 
hat, eine Klage auf Trennung der Ehe nur dem Manne ein, wenn die 
Ehegattin einen Ehebruch begangen hat, und beſtimmt darüber noch 
weiters, daß eine ſolche Klage gleich einer anderen Streitſache behandelt 
werden muß. Einer Jüdin ſteht demnach ein Recht, ihren Mann wegen 
Ehebruches auf Trennung der Ehe zu klagen, gemäß ihrer Religions— 
verhältniſſe oder der darauf gebauten bürgerlichen Geſetzgebung in 
Oeſterreich gar nicht zu, und daher war das mit der Klage vom 30. De- 
cember 1879, 3. 91.335, von der A. geſtellte Begehren als unſtatt— 
haft abzuweiſen. Daran kann der Umſtand, daß der Geklagte confeſſions— 
los iſt, nichts ändern, weil das ein Verhältniß iſt, welches nach § 2 
des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, nur die Folge 
hat, daß die confeſſionsloſe Perſon für ſich hinſichtlich der Trennbarkeit 
der Ehe den nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten gleich— 
zuhalten iſt, während der andere Ehetheil nach den für ſeine Con— 
ſeſſion beſtehenden Vorſchriften beurtheilt werden muß, welche es mit 
ſich bringen, daß ebenſo, wie wenn dieſer andere Ehetheil bei der 
Eingehung der Ehe Katholik war, deſſen Ehe mit einer confeſſionsloſen 
Perſon untrennbar iſt, auch eine Jüdin ihren confeſſionsloſen Mann 
wegen eines Ehebruches nicht auf Trennung der Ehe klagen kann, da 
ja ſie einen Religionswechſel nicht vorgenommen hat, ſondern ganz in 
den Verhältniſſen des Judenthumes geblieben iſt. Ganz ähnlich hat 
ſchon der $ 136 a. b. G. B. normirt, daß bei einer beiderſeitigen 
Judenehe auch nach dem Uebertritte eines Ehegatten zur chriſtlichen 
Religion die Ehe noch immer, jedoch nur aus den in den 88 133 bis 
135 a. b. G. B. angeſührten Urſachen, aufgelöſt werden kann, und 
damit ausgeſprochen, daß auch in dieſem Falle die Trennung der Ehe 
wegen Ehebruches nur nach Maßgabe des citirten $ 135 a b. G. B. 
geſchehen kann. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde der Klägerin hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 26. October 1881, Z. 9678, das ober- 
gerichtliche Urtheil zu beſtätigen befunden, und zwar in der Erwägung, 
daß, wenn auch, wie ſchon das k. k. Landesgericht erörtert hat, nach 
dem Wortlaute und Sinne des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 51, die Beurtheilung der Zuläſſigkeit der begehrten Trennung der 
Ehe nach § 115 a. b. G. B. zu erfolgen hat, letztere dennoch nicht 
bewilligt werden kann, da als Trennungsgrund der von dem geklagten 
Gatten wiederholt begangene Ehebruch geltend gemacht ward; darüber 
! aber, daß der Geklagte ſich des Ehebruches ſchuldig gemacht, rückſichtlich 


dieſe Uebertretung begangen hat, nur das Strafgericht zu entſcheiden 
berufen iſt, ein ſolcher Ausſpruch aber von der Klägerin nicht beigebracht 
wurde, und die hierüber angebotenen Zeugenbeweiſe daher als irrelevant 
unbeachtet zu bleiben hatten. Jur. Bl. 


Geſetze und Perordnungen. 


1884. I. Semeſter. 

Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 

IV. Stück. Ausgeg. am 20. Februar. — 4. Kundmachung der k. k. dak⸗ 
matiniſchen Statthalterei vom 16. Jänner 1884, Z. 17, betreffend die Bemeſſung 
der täglichen Taxe für die Pflege der Kranken in den öffentlichen Spitälern 
Dalmatiens pro 1884. — 5. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei 
vom 8. Februar 1884, Z. 2999, womit die für die regelmäßige Stellung im 
Jahre 1884 beſtimmten Tage kundgemacht werden. 

V. Stück. Ausgeg. am 5. März. 6. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 17. Jänner 1884, Z. 784, betreffend die Einhebung eines 
Steuerzuſchlages zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen der Handels- und 
Gewerbekammer in Raguſa. — 7. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei vom 28. Jänner 1884, Z. 192 Präf., betreffend die Entwaffnung des 
Weilers Vinisce in der Gemeindefraction Zirona und des Weilers Levid in der 
Gemeindefraction Racice in dem politischen Bezirke Spalato. 

VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 8. Geſetz vom 24. Februar 1884, 
wirkſam für das Königreich Dalmatien, betreffend die Beſtimmungen zur Regelung 
der Vermogensverwaltung der Gemeinden 

VII. Stück. Ausgeg. am 12. April. — 9. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 27. März 1884, Z. 6601, betreffend das Verbot der 
Theilnahme an der im Jahre 1884 zu Turin ſtattfindenden allgemeinen italieniſchen 
Ausſtellung. — 10. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
1. April 1884, 3. 733, Präſ., betreffend die Entwaffnung der Ortſchaften Caſtel⸗ 
Sueurac und Caſtel-Abbadeſſa in dem politiſchen Bezirke Spalato. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 21. April. — 11. Kundmachung der k. k. dal⸗ 
matiniſchen Statthalterei vom 24. März 1884, 8. 5547, betreffend die Entwaffnung 
der Ortſchaften St. Giovauni und Lozisce in dem politiſchen Bezirke Spalato. 

IX. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. — 12. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 8. April 1884, Z. 7300, betreffend die Entwaffnung 
der Ortſchaft Cetina in dem politiſchen Bezirke Sinj. — 13. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Mai 1884, Z. 9346, betreffend die Einhebung 


von Zuſchlägen zur Verzehrungsſteuer und der Auflage auf die Einfuhr von Bier 
und gebrannten geiftigen Flüſſigkeiten in den Gemeinden Zara, Spalato und Se⸗ 
benico. — 14. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. Mai 1884, 


8. 9590, betreffend die Einhebung eines Steuerzuſchlages zur Beſtreitung der 
Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer in Spalato. 

X. Stück. Ausgeg. am 25. Juni. — 15. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 1. April 1884, Z. 6869, betreffend die Entwaffnung des Dorfes 
Brocanae Grande in dem politiſchen Bezirke Spalato. — 16. Wahlordnung für 
die Handels- und Gewerbekammer in Spalato, genehmigt mit dem Erlaſſe des 
Handelsminiſteriums vom 6. Mai 1884, Z. 16.177. — 17. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 18. Juni 1884, Z. 11.839, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaſt Tugari, Gemeinde Almiſſa, in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 


J. Stück. Ausgeg. am 9. Februar — Nr. 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 


halters für Böhmen vom 3. Jänner 1884, 8. 90.738 v J. 1883, betreffend 
die Bemauthung der Rokytno-Bejst⸗Hohenbrucker Bezirksſtraße. — Nr. 2. Kund⸗ 


machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 13. Jänner 1884, 3. 93.734, | 


betreffend die Bemauthung der Breznitz-Schlüſſelburger Bezirksſtraße. 
Nr. 3. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 28. Jänner 1884, 
Z. 5123, betreffend die Bewilligung zur Bemauthung der von Kladno über 
Drin und Bustehrad bis an die Schlaner Aerarialſtraße führenden Bezirksſtraße. 

II. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. Nr. 4. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 29. Jänner 1884, Z. 6181, womit die Reiſe⸗ 
und Geſchäftsplane der Stellungscommiſſionen im Bereiche des k. k. 8. und 9. 
Corpscommandos für die regelmäßige Stellung im Jahre 1884 verlautbart werden. 

III. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — Nr. 5. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection vom 1. Jänner 1884, 8. 94.311, mit welcher die von der 
preußiſchen Grenze bei Wünſchelburg über Barzdorf nach Braunau führende 
Bezirksſtraße als „Zollſtraße“ erklärt wird. — Nr. 6. Kundmachung der k. k. 
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Finanz⸗Landesdirection vom 10. Jänner 1884, 3. 1943, mit welcher die von 
Sächſiſch⸗Georgenthal nach Georgendorf in Böhmen führende Straße als „Zoll⸗ 
ſtraße“ und der von Sächſiſch⸗Holzhau nach Böhmiſch⸗Grünwald führende Weg 
als „Nebenweg“ erklärt wird. 

IV. Stück. Ausgeg. am 4. März. — Nr. 7. Kundmachung des Landes⸗ 
ausſchuſſes des Königreiches Böhmen vom 23. Jänner 1884, 3. 30.806, betreffend 
die Einführung des Knauſt'ſchen Patent⸗Schlauchgewindes Nr. 6 als Normal- 
gewinde bei Spritzen und Schläuchen in Böhmen. — Nr. 8. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. Jänner 1884, Z. 93.418, betreffend die 
Weiterbemauthung der Elbeteinitzer Elbebrücke. — Nr. 9. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 4. Februar 1884, 3. 6106, betreffend die Er⸗ 
richtung einer anderen Mautheinhebeſtelle auf der Braunau-Märzdorf⸗Barzdorfer 
Bezirksſtraße. Nr. 10. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
6. Februar 1884, Z. 9485, betreffend die im Laufe des Jahres 1883 bewilligten 
Trennungen von Gemeinden in Böhmen. — Nr. 11. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 8. Februar 1884, 3. 719, betreffend die nach 8 46 
des Einquartierungs⸗Geſetzes zu leiſtende Vergütung für den Mehrbedarf der 
Einrichtung in allen jenen Fällen, wo bei der vorübergehenden Einquartierung 
in einem Zimmer zwei Cadet⸗Officters⸗Stellvertreter oder zwei Rechnungs⸗Unter⸗ 
officiere bequartiert werden. 

V. Stück. Ausgeg. am 15. März. — Nr. 12. Geſetz vom 15. Februar 
1884, wodurch die Grenzen der Stadtgemeinde Caslau und der Gemeinde Dobrowie 
im Gerichtsbezirke Caslau geändert werden. — Nr. 13. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 19. Februar 1884, Z. 7732, betreffend die Er- 
hebung der Ortſchaft Schmiedeberg zu einem Markte. 

VI. Stück. Ausgeg. am 20. März. — Nr. 14. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 25. Februar 1884, 3. 11.144, betreffend die 
Rückverſetzung des Mauthſchrankens von Dönis nach Ketten auf der Grottau— 
Niederberzdorf⸗Pankratzer Bezirksſtraße. — Nr. 15. Kundmachung der k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 25. Februar 1884, Z. 11.685, betreffend die Verlängerung 
des Mauthbezugsrechtes auf der im Zuge der Drachau-Bechyner Bezirksſtraße 
befindlichen Luznitzbrücke bei Drachau. 

VII. Stück. Ausgeg. am 11. April. — Nr. 16. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 23. März 1884, 3. 20.363, betreffend die im 
Jahre 1884 zu leiſtende Vergütung für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge. 
— Nr. 17. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. März 
1884, Z. 17.361, betreffend die Verlängerung des Mauthbezugsrechtes für die 
Brücke in Priedlanz und die Priedlanzer-Weigsdorfer Bezirksſtraße. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Hofrath und Director des Poſtſparcafſenamtes 
Dr. Georg Coch zum Sectionschef ernannt. 
Seine Majeſtät haben den Director der geologiſchen Reichsanſtalt Hofrath 
Dr. Franz Ritter von Hauer zum Intendauten des naturhiſtoriſchen Hofmuſeums 
ernannt. 
Seine Majeſtät haben die Wiederwahl des Eduard Uhl zum Bürger- 


| meifter der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien beſtätigt. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der k. k. ſtatiſtiſchen Central⸗ 


commiſſion Joſeph Pizzala taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 


rathes verliehen. j 

Seine Majeſtät haben den ehemaligen Secretär der Brünner Handels- 
und Gewerbekammer Dr. Albert von Stephani zum effectiven Conſul in Belgrad 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Softa 


verwendeten Kanzliſten Victor Hamburg das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Lembach Franz Robie 
das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeiconcipiſten der Wiener Polizeidireetion Richard Weinbreuner zum 
Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Dr. Franz Freiherrn 
Menſi von Klarbach und Edmund Bernatzky zu Miniſterial-Viceſecretären 
im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat im Einvernehmen mit dem Leiter des Mini⸗ 
ſteriums des Innern den k. k. Bau⸗ und Maſchineningenieur Anton Suda, den 
techniſchen Inſpector Alois Menzel und den techniſchen Chemiker Oskar Polley 
zu Gewerbeinipectoren ernannt. 


Erledigungen. 
Forſtelevenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection mit 500 fl. 
Adjutum, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 43.) 
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